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URLAUBSPLANUNG 2014
Die Dienstvereinbarung über Grundsätze der Ur-

laubsplanung ist für alle Beschäftigten im Klini-

kum gültig. Die Dienstvereinbarung finden Sie 

unter 

Personalrat des Klinikums / Dienstvereinbarungen 

Geschäftsbereiche / GB Personal / Dienstvereinba-

rungen / Arbeitshinweise	 

Bis spätestens 31.10.2013 müssen in allen Be-

reichen die vorgefertigten Urlaubspläne für das 

folgende Kalenderjahr für einen Zeitraum von 

4 Wochen ausgelegt werden. Die Beschäftigten 

haben vier Wochen Zeit, ihre Urlaubswünsche 

einzutragen.

Wichtig ist dabei, dass der Urlaubsanspruch bis 

auf 5 Tage bei Vollzeitbeschäftigten (Teilzeitbe-

schäftigte bis auf 1/6 ihres Regeljahresurlaubs) 

möglichst vollständig verplant wird. 

Innerhalb von drei Wochen nach dem Ende der 

Eintragungsfrist entscheiden die Vorgesetzten 

über die Genehmigung oder Ablehnung. Im Falle 

des Einverständnisses wird der Urlaub durch die 

Vorgesetzten schriftlich genehmigt.

Kann ein Urlaubswunsch nicht genehmigt wer-

den, sollte mit den beteiligten Beschäftigten mit 

dem Ziel einer einvernehmlichen Regelung ge-

sprochen werden. Kommt eine Einigung nicht 

zustande, kann der Personalrat zur Vermittlung 

hinzugezogen werden. 
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URLAUBSANSPRUCH FÜR BESCHÄFTIGTE IM 
SCHICHTDIENST
Beschäftigte, die auch an den Wochenenden ar-

beiten müssen, haben den Anspruch, das Wo-

chenende vor oder nach dem werktäglichen Ur-

laub frei zu haben. Generell ergibt sich bei

5 Tage Urlaub 	 = 7 Tage frei

10 Tage Urlaub 	= 14 Tage frei

15 Tage Urlaub 	= 21 Tage frei

Da das Wochenende mit zum Urlaub zählt, muss 

es zeitlich mit dem Urlaub geplant werden.

Ein Urlaubstag ist immer ein 24-Stunden-Zeit-

raum.

URLAUBSSPERRE
Urlaubssperren in einzelnen Bereichen der Unikli-

nik unterliegen der Mitbestimmung durch den 

Personalrat. Dem Personalrat sind keine Urlaubs-

sperren bekannt.

ERKANKUNG WÄHREND DES URLAUBS
§ 9 Bundesurlaubsgesetz: „Erkrankt ein Beschäf-

tigter während des Urlaubs, so werden die durch 

ärztliches Zeugnis nachgewiesenen Tage der Ar-

beitsunfähigkeit auf den Jahresurlaub nicht an-

gerechnet.“

Dies bedeutet, dass die durch Arbeitsunfähigkeit 

nicht genommenen Urlaubstage gutgeschrieben 

werden. Sie dürfen nicht eigenmächtig an den 

geplanten Urlaub angehängt werden.

Hält sich eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitneh-

mer bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit im Ausland 

auf, so ist er verpflichtet, dem Arbeitgeber und 

der Krankenkasse schnellstmöglich die Arbeits-

unfähigkeit anzuzeigen. Dem Arbeitgeber muss 

auch deren voraussichtliche Dauer sowie Adresse 

am Aufenthaltsort mitgeteilt werden. Die durch 

die Mitteilung entstehenden Kosten hat der Ar-

Termine zum Vormerken:

PR vor Ort: 23.10.2013, 11 bis 13 Uhr im 
Fernheizwerk, Besprechungsraum 
rot, Ebene 3 B, Raum 005. Der Termin 
ist für alle Beschäftigten offen.



beitgeber zu tragen. Kehrt die oder der Beschäf-

tigte wieder ins Inland zurück, so ist er verpflich-

tet, dem Arbeitgeber und der Krankenkasse seine 

Rückkehr anzuzeigen.

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, dass 

auf der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung im 

Ausland ausdrücklich das Wort „arbeitsunfähig“ 

steht. Dies ist nicht automatisch der Fall, da es in 

vielen anderen Ländern diesen Begriff nicht gibt. 

Erkrankte müssen also den Arzt entsprechend da-

rauf aufmerksam machen.

Bei einer Erkrankung muss der Arbeitgeber selbst-

verständlich immer unverzüglich informiert wer-

den.

URLAUB UND MUTTERSCHUTZ
Kolleginnen, die in Mutterschutz gehen, haben 

anteiligen Urlaubsanspruch auch für die Zeit des 

Mutterschutzes sowie für jeden nicht vollen Mo-

nat der Elternzeit.

JAHRESSONDERZAHLUNG
Im Folgenden geben wir einige Passagen aus dem 

§ 20 TV‑L wieder:

Beschäftigte, die am 01. Dezember im Arbeits-

verhältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jah-

ressonderzahlung. 

Die Jahressonderzahlung beträgt bei Beschäftig-

ten der Entgeltgruppen 

1 	 bis   8 		  95 %

9 	 bis 11 		  80 %

12	bis 13		  50 %

14	bis 15		  35 % 

der unten aufgeführten Bemessungsgrundlage.

Die Bemessungsgrundlage ist das monatliche Ent-

gelt, das den Beschäftigten in den Kalendermona-

ten Juli, August und September durchschnittlich 

gezahlt wird. Der Bemessungssatz bestimmt sich 

nach der Entgeltgruppe am 01. September. 

Bei Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nach 

dem 31. August begonnen hat, tritt an die Stelle 

des Bemessungszeitraums der erste volle Kalen-

dermonat des Arbeitsverhältnisses. Der Bemes-

sungssatz richtet sich nach der Entgeltgruppe am 

Einstellungstag. 

In den Fällen, in denen im Kalenderjahr der Geburt 

des Kindes während des Bemessungszeitraums 

eine elterngeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung 

ausgeübt wird, bemisst sich die Jahressonderzah-

lung nach dem Beschäftigungsumfang am Tag 

vor Beginn der Elternzeit.

Der Anspruch vermindert sich um ein Zwölftel für 

jeden Kalendermonat, in dem Beschäftigte keinen 

Anspruch auf Entgelt oder Krankengeldzuschuss 

haben. Erhalten Beschäftige auch nur für einen 

Tag Entgelt, darf die Jahressonderzahlung für die-

sen Monat nicht gekürzt werden.

Eine Kürzung erfolgt auch nicht bei:

- Beschäftigungsverboten nach dem Mutter-

schutzgesetz, 

- Anspruch auf Krankengeldzuschuss und 

- Inanspruchnahme der Elternzeit im Jahr der Ge-

burt, wenn vor dem Erziehungsurlaub Anspruch 

auf Entgelt oder auf Zuschuss zum Mutterschafts-

geld bestanden hat.

Beim Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis vor 

dem 01. Dezember besteht kein Anspruch auf die 

Jahressonderzahlung. Unschädlich ist das Aus-

scheiden aus dem Arbeitsverhältnis im Folgejahr 

(eine Rückzahlungspflicht beim Ausscheiden im 

Folgejahr besteht nicht mehr).

Im Klinikum wird die Jahressonderzahlung mit 

dem November‑Gehalt ausgezahlt.

JAHRESSONDERZAHLUNG UND RENTE
Beschäftigte, die vor dem 01. Dezember im Lau-

fe des Kalenderjahres wegen Rente ausscheiden, 

haben keinen Anspruch auf Zahlung einer Jah-

ressonderzahlung. Eine Ausnahme hierbei gilt für 

Beschäftigte, die bis zum 20. Mai 2006 Altersteil-

zeitarbeit vereinbart haben. 
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ÜBERTRAGUNG ARBEITNEHMERWEITERBIL-
DUNGSURLAUB (AWbG)
Nicht genommener Arbeitnehmerweiterbildungs-

urlaub (AWbG) kann mit einem formlosen Antrag 

an den Geschäftsbereich Personal ins nächste Jahr 

übertragen werden. Der Antrag muss vor der Jah-

reswende dort eingehen.

Broschüren zum Arbeitnehmerweiterbildungsur-

laub (AWbG) sind in der Geschäftsstelle des Per-

sonalrats erhältlich.

BESCHÄFTIGTENINFORMATION ZUM THEMA 
RENTE
Den Vortrag „Familienzeiten und Rente – nicht 

nur ein Thema für Frauen“ finden Sie auf der In-

ternetseite der Gleichstellungsbeauftragten. Soll-

ten Sie Angehörige pflegen und nicht mehr als 30 

Wochenstunden berufstätig sein, besteht unter 

bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, 

einen Antrag auf Anerkennung dieser Zeiten bei 

der Rentenversicherung zu stellen. Ein entspre-

chendes Antragsformular liegt dem Bescheid auf 

Anerkennung einer Pflegestufe bei. 

AMPELKONTENSTÄNDE IM DIENSTPLAN
Stehen im Dienstplan bei Beschäftigten im Be-

reich der Pflegedirektion die Ampeln auf „rot“, 

so muss durch die Vorgesetzten unverzüglich ein 

Termin mit den betroffenen Beschäftigten und 

dem Personalrat vereinbart werden. Es sind dann 

in diesem Termin Vereinbarungen zu treffen, wie 

die Stundensalden auf den Stand unter +35 Stun-

den auszugleichen sind.

Ampelstand „rot“ bedeutet, dass in der Dienst-

planung bei Vollzeitbeschäftigten ein Mehrar-

beitsstundenstand von 70 oder ein Minusstun-

denstand von 20 Stunden erreicht wird. Bei 

Teilzeitbeschäftigten gelten geringere Plus-Stun-

denzahlen, die nach Stellenanteil gestaffelt sind. 

Sollten in Ihrer Dienstplanung solche Probleme 

auftauchen, ohne dass Ihre Vorgesetzten die ent-

sprechenden Schritte eingeleitet haben, so wen-

den Sie sich bitte direkt an den Personalrat.
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SCHMUTZ- UND GEFAHRENZULAGEN
Die tarifliche Schmutzzulage besteht weiterhin. 

Hierzu steht im § 19 Abs. 5 TV‑L, dass bis zum 

Inkrafttreten eines entsprechenden Tarifvertra-

ges im Zusammenhang mit zuschlagspflichtigen 

Arbeiten die bisherigen tarifvertraglichen Rege-

lungen weiterhin gelten; also für Arbeiter § 29 

Manteltarifvertrag (MTL) und für Angestellte 

§ 33 Bundesangestelltentarifvertrag (BAT). Falls 

ein Anspruch besteht, werden bei ehemaligen 

Arbeiterinnen und Arbeitern die Zuschläge für 

die entsprechenden Tätigkeiten stundenweise er-

fasst, während bei Angestellten Monatsbeträge 

gezahlt werden. 

Je nach Tätigkeitsart bestehen Ansprüche auf 

Schmutz- und/oder Gefahrenzulagen, z.B. bei 

Beschäftigten in Tierhaltungen, Spülküchen, 

Gärtnereien, Sektionsräumen und im handwerk-

lichen Bereich oder bei Pflegepersonen in Psychi-

atrischen Kliniken. Der Katalog der Zuschläge ist 

sehr lang und kann hier nicht abgebildet werden. 

Ein Antrag auf Zahlung einer Schmutzzulage 

sollte formlos an den Geschäftsbereich Personal 

gerichtet werden. 

Falls Sie Fragen hierzu haben, wenden Sie sich 

gerne an den Personalrat. 

IMPFKAMPAGNE
Ab Oktober startet eine Impfkampagne der Unikli-

nik Köln mit dem Ziel, möglichst viele Beschäftig-

te für eine Grippeschutzimpfung zu gewinnen. 

Zwischen 8:30 Uhr und 16:00 Uhr können sich 

Beschäftigte im Betriebsärztlichen Dienst gegen 

Grippe impfen lassen. Auch in der Apotheke für 

Beschäftigte wird es spezielle Grippeimpftermine 

geben. Der Betriebsärztliche Dienst kommt auch 

in die Abteilungen, wenn sich mindestens 10 Per-

sonen für eine Grippe Impfung entscheiden.

Die Zeit, die für die Grippeimpfung benötigt wird, 

zählt als Arbeitszeit.



Die bis 31.12.2013 gültige Dienstvereinbarung 

finden Sie im Intranet und Internet auf den Sei-

ten des Personalrats sowie im Intranetauftritt des 

Geschäftsbereichs Personal.

BAUMAßNAHMEN
Baumaßnahmen, die Arbeitsplätze von Beschäf-

tigten betreffen, dürfen nur mit Zustimmung des 

Personalrats ausgeführt werden. Dazu gehören 

auch Veränderungen der Einrichtung und des 

Mobiliars am Arbeitsplatz. In der Regel setzen 

wir uns mit Ihnen in Verbindung, wenn dem Per-

sonalrat eine entsprechende Planung durch die 

medfacilities GmbH vorgelegt wird, damit Sie uns 

Ihre Wünsche und Bedenken mitteilen können. 

Sollten an Ihrem Arbeitsplatz wesentliche bauli-

che oder technische Änderungen vorgenommen 

oder geplant werden, ohne dass wir mit Ihnen im 

Gespräch waren, so wenden Sie sich bitte direkt 

an uns.

ANTRAG AUF TEILZEITBESCHÄFTIGUNG
Der Personalrat wird zunehmend von Beschäftig-

ten zu Rate gezogen, weil sie von Vorgesetzten 

aufgefordert werden, ihre befristete Arbeitszeit-

reduzierung unbefristet zu verlängern. Grund-

sätzlich empfiehlt der Personalrat, eine Verringe-

rung der Arbeitszeit nur befristet zu vereinbaren, 

damit der Anspruch auf die höhere Arbeitszeit 

erhalten bleibt. Zurzeit noch laufende befristete 

Arbeitszeitreduzierungen müssen nicht vorzeitig 

verändert werden.

Hierzu der Tarifvertragstext zu Teilzeitbeschäfti-

gung:

§ 11 TV L: 
(1) Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine gerin-

gere als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit ver-

einbart werden, wenn sie mindestens ein Kind 

unter 18 Jahren oder einen nach ärztlichem Gut-

achten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 

tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende 

dienstliche beziehungsweise betriebliche Belange 

nicht entgegenstehen. Die Teilzeitbeschäftigung 

nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fünf Jahre 

zu befristen. Sie kann verlängert werden; der An-

trag ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der 

vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stellen. Bei 

der Gestaltung der Arbeitszeit hat der Arbeitge-

ber im Rahmen der dienstlichen beziehungsweise 

betrieblichen Möglichkeiten der besonderen per-

sönlichen Situation der/des Beschäftigten nach 

Satz 1 Rechnung zu tragen.

(2) Beschäftigte, die in anderen als den in Absatz 

1 genannten Fällen eine Teilzeitbeschäftigung ver-

einbaren wollen, können von ihrem Arbeitgeber 

verlangen, dass er mit ihnen die Möglichkeit einer 

Teilzeitbeschäftigung mit dem Ziel erörtert, zu ei-

ner entsprechenden Vereinbarung zu gelangen.
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